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ERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR HANDEL, GEWERBE UND INOUSTRIE 

I Geschäftszahl 1 5 .  1 2 0 /l - I / 1 / 8 6 

L 

An das 

Präsidium des National rates 

101 7 W i e  n 

Parl ament 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das SChul organisationsgesetz 
geändert wird (9. Schul organi­
sationsgesetz-Novel l e); 
Begutachuntsverfahren 

1011 Wien, Stubenring 1 

Telefon 022217500 

Name des Sachbearbeiters: 

Koär.Dr.Österreicher 
Klappe 5 3 3 1 Durchwahl 

Fernschreib-Nr. 1 11145, 1 11780 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

25.2.1986 

Unter Bezugnahme auf die Entschl ießung des National rates 

anl äßl ich der Verabschiedung des Geschäftsordnungsgesetzes, 

BGBl .Nr. 178/1961, beehrt sich das Bundesministerium für Handel , 

Gewerbe und Industrie 25 Ausfertigungen seiner Stel l ungnahme 

zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schul organi­

sationsgesetz geändert wird (9. Schul organisationsgesetz­

Novel l e) zu übermittel n. 

Beil age 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung: 

Wien, am 19. Februar 1986 

Für den Bundesminister: 

Dr. Schwarz 
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REPUBLIK ÖSTERREICH . 

BUNDESMINISTERIUM 
FÜR HANDEL, GEWERBE UND INOUSTRIE 1011 Wien, Stubenring 1 

Telefon 0222/7500 

Name des Sachbearbeiters: 

r Geschäftszahl 1 5 . 1 2 0 / 1 - I / 1 / 8 6 Koär.Dr.Österreicher 
Klappe 5 3 3 1 Durchwahl 

Fernschreib-Nr. 1 11145, 1 11780 

L 

An das 
Bundesministerium für 
Unterricht, Kunst und Sport 

Minoritenp latz 5 
1014 W i e  n 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Schu lorganisationsgesetz geändert 
wird (9. Schu lorganisationsgesetz­
Nove l le) ; 
Begutachtungsverfahren 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

25.2.1986 

Zu dem mit Note vom 5.12.1985, Z l. 12.690/78-1 Il/2/85, über­
mitte lten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schu lorganisa­
tionsgesetz geändert wird (9. Schu lorganisationsgesetz-Nove l1e) , 

beehrt sich das ho. Ressort fo lgendes mitzutei len: 
I. Zum Entwurfstext: 
1. Zu Art. I Z 1 (§ 51) in Verbindung mit Art. 111 Abs. 4: 
Die Senkung der K lassenschü lerhöchstzah len in den Berufs­

schu len erst beginnend mit 1. September 1987 entspricht nach ho. 
Meinung woh l nicht der Entsch ließung des Nationalrats vom 
12. Juni 1985, wonach die Senkung der K lassenschü lerhöchstzah l 
ehestmög lich erfo lgen so l l. 

2. Zu Art. I Z 2 (§ 55) : 
2. 1. Zu § 55 Abs. 1: 
Die Wortfo lge 'li-ausgenommen bei Lehrgängen und Kursen sowie 

Vorbereitungs lehrgängen _" so l lte durch Verweis auf die entsprechen­
den Gesetzesste l len, a lso etwa § 59 Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 62a Abs. 

1 etc. präzisiert werden, damit die Lesbarkeit dieser Bestimmung er­
lei�htert wird. Im übrigen scheint der Begriff " Sonderformen" in 
diesem Zusammenhang vortei lhafter, wei l dieser Begriff gemäß dem 
neugefaßten § 59 Abs. 1 in Z 1 Lehrgänge und Kurse und in Z 2 Vor­
bereitungs lehrgänge erfaßt, während gemäß § 61 und § 62a in dem 
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Begriff "Lehrgänge und Kurse sowie Vorbereitungslehrgänge" die 
Speziallehrgänge und die Handelsschule für Berufstätige nicht ein-

, 
' 

geschlossen werden. Jedenfalls aber sollten die kunstgewerblichen 
Meisterschulen und Meisterklassen, bei denen eine "Eignungsprüfung" 
Aufnahmsvoraussetzung ist, in dieser grundsätzlichen Bestimmung 
durch eine Rückausnahme berücksichtigt werden. Im übrigen wird auf 
die grundsätzliche Stellungnahme zu den neugeschaffenen Vorberei­
tungslehrgängen unter Pkt. 3.2. {zu § 59 Abs. 1 Z 2} verwiesen. 

2.2. Zu § 55 Abs. 2: 
Nach ho. Auffassung ist diese Bestimmung nicht erforderlich, 

weil ihr im Hinblick auf § 28 des Berufsausbi1dungsgesetze�, in dem 
der Ersatz der Lehrabschlußprüfung durch erfolgreichen Schulbesuch 
festgelegt ist, lediglich dek1aratorische Bedeutung zukommt. 

Sollte eine derartige Regelung zur Klarstellung dennoch als 
zweckmäßig erachtet werden, so sollte sie jedoch besser etwa wie 
folgt formuliert werden: 

"Die erfolgreich abgelegte Lehrabschlußprüfung oder Teile der 
Lehrzeit werden d�rch den erfolgreichen Besuch einer fachlich ein� 
schlägigen Schule ersetzt, wenn dies gemäß § 28 des Berufsausbil­
dungsgesetzes, BGB1. Nr. 142/1969, festgelegt ist." 

3. Zu Art. I Z 4 {§ 59 Abs. 1 und 2}: 
3.1. Zu § 59 Abs. 1 Z 1 lit.a}, b} und d}: 
Bei der Frage der Aufnahmsvoraussetzungen für diese Sonder­

formen ist es wegen des unbestimmten Begriffes "abgeschlossene 
Berufsausbildung" in den lit.a} und b} bzw. wegen des Feh1ens 
einer Festlegung, daß die Lehrabschlußprüfung in einem fachlich 
einschlägigen Lehrberuf abgelegt worden sein muß, in der lit.d) 
immer wieder zu Mißve�ständnissen und falschen Auslegungen ge­
kommen. Es sollte daher im Schulorganisationsgesetz nunmehr un­
bedingt eine eindeutige Festlegung erfolgen, daß Aufnahmsvorau�­
setzungen in allen drei Fällen die Lehrabschlußprüfung in einem 
der Fachrichtung entsprechenden Lehrberuf ist. In den Lit.a} und b) 
sollten demnach die Worte limit abgeschlossener Berufsausbildung" 
jeweils durch die Worte' "die die Lehrabschlußprüfung in einem 

der Fachrichtung entsp�echenden Lehrberuf erfolgreich abgelegt 
haben," ersetzt und in der lit. d) sollten nach dem Wort "Lehr­
abschlußprüfung" die Worte "in einem der Fachrichtung entsprechen­
den Lehrberuf" eingefügt werden. 
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Weiters wäre im Hinblick auf eine eindeutige Festlegung 
dieser der jeweiligen Fachrichtung entsprechenden Lehrberufe 
eine Verordnungsermächtigung vorzusehen, wonach der Bundes-
minister für Unterricht, Kunst und Sport und der Bundesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie durch Verordnung zu bestimmen 
haben, welche Lehrberufe der Fachrichtung der einzelnen gewerb­
lichen Meisterschulen und Meisterklassen, der einzelnen Werk­
meisterschulen und· Bauhandwerkerschulen sowie der einzelnen 
Spezial lehrgänge entsprechen. Eine derartige Festlegung der Lehr­
berufe ist - neben bildungspolitischen Erwägungen und zur Hintan­
haltung von Mißverständnissen und falschen Auslegungen - insbe­
sondere auch deshalb dringend nötig, weil diese Sonderformen der 
Fachschulen im Rahmen der Befähigungsnachweise gemäß der Gewerbe­
ordnung 1973 in vielen Fällen der "normalform" der Fachschulen 
gleichgestellt werden,. Beispielsweise wird auf die Verordnung über 
den Befähigungsnachweis u.a. für das konzessionierte Gewerbe der 

Elektroinstallation der Unterstufe, BGB1. Nr. 4 36/1982, verwiesen. 
Nur bei einer eindeutigen Festlegung der Aufnahmsvoraussetzungen 
für diese Sonderformen der Fachschulen und Festlegung der ein­
schlägigen Lehrberufe könnte diese Gleichstellung der Sonderformen 
mit der Fachschule (Normalform) im gewerblichen Befähigungsnachweis­
system weiterhin aufrechterhalten werden. Daher wäre hinsichtlich 
der lit.a) , b) und d) als gemeinsame Bestimmung folgender Satz aufzu­

nehmen: liDer Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport und der 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie haben durch ge­
meinsame Verordnung festzulegen, welche Lehrberufe der Fachrich-
tung der einzelnen gewerblichen Meisterschulen und Meisterklassen, 
Werkmeisterschulen und Bauhandwerkerschulen sowie Spezial lehrgänge 
entsprechen." 

3.2. Zu § 59 Abs. 1 Z 2 (Vorbereitungslehrgänge) : 
Zu den nunmehr in das Regelschulwesen als "Vorbereitungs­

lehrgänge" zu übernehmenden bisherigen "Überleitungslehrgängen" 
( Schul versuch) unter gleichzeitiger Verschmelzung mit den "Vor­
bereitungslehrgängen" gemäß § 7 3  Abs. 5 SchOG ist folgendes zu be­
merken: 

Wärhend die überführung des Schul versuchs "Überleitungslehr­
gang" in das Regelschulwesen stärk�tens befürwortet wird, begegnet 
die Verschmelzung des "Überleitungslehrgangs" und des "Vorberei­
tungslehrgangs gemäß § 7l Abs. 5 SchOG'1 Bedenken, zumal die dies-
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bezüglichen Argumente der Schulreformkommission in den Erläute­
rungen nicht dargelegt werden und somit ho. nicht bekannt sind. 

Es muß nämlich befürchtet werden, daß die Lehrlinge, die eine 
fachlich einschlägige Lehre absolviert und die Lehrabschlußprü­
fung erfolgreich abgelegt haben, durch eine derartige Verschmel­
zung eklatant benachteiligt werden. Es wird daher dafür einge­
treten, daß a) der "Überleitungslehrgang'; in der bestehenden Form 
"Änderungen sollen u.a. den Beginn und die Dauer betreffen) auf­
recht erhalten wird. Damit sollen Lehrlinge mit erfolgreich ab­
gelegter Lehrabschlußprüfung im jeweils einschlägigen Lehrberuf 
(auch Lehrabschlußprüfung im 2. Bildungsweg gemäß § 23  Abs. 5 

Berufsausbildungsgesetz) nach einer Ausbildung im Ausmaß von 
zwei bis drei Semestern befähigt werden, ohne Aufnahmsprüfung 
nach ihrer Wahl entweder in den 111. Jahrgang einer HTL ent­
sprechender Fachrichtung, der Handelsakademie und auch der Hl 
für wirtschaftliche Frauenberufe (jeweils Normalform) , oder in den 
Aufbaulehrgang entsprechender Fachrichtung (dh. technischer oder 
gewerblicher Richtung, an Handelsakademien, für wirtschaftliche 
Frauenberufe) oder in,den 11. Jahrgang einer berufsbildenden 

höheren Schule für Berufstätige der jeweiligen Fachrichtung (dh. 
technischer oder gewerblicher Richtung, kaufmännischer Richtung, 
Richtung wirtschaftliche Frauenberufe) einzutreten, das heißt 
übergeleitet zu werden (inwieweit der Vorbereitungslehrgang im 
Sinne des Entwurfes auch für Absolventen einschlägiger Fachschulen 
bestimmt sein soll, ist aus dem Entwurf nicht klar ersichtlich. 
Vgl. einerseits neuer § 59 Abs. 2 zweiter Satz und § 7 3  Abs. 1 
lit.a, zweiter Satz - andererseits § 7 3. Abs. 1 lit.b) . 

b) daneben der " Vorbereitungslehrgang " - unter Anhebung 
der Dauer auf drei bis vier Semester - besteht. Dieser Vorberei­
tungslehrgang soll Personen, die weder eine Lehrabschlußprüfung 
in einem der jeweiligen Fachrichtung entsprechenden Lehrberuf 
abgelegt haben (also etwa überhaupt keine Lehre begonnen, diese 
abgesprochen oder eine Lehrabschlußprüfung in einem nicht der 
Fachrichtung entsprechenden Lehrberuf abgelegt haben) oder eine 
facheinschlägige Fachschule icht absolviert haben (Schulabbrecher, 
Absolventen einer Fachschule anderer Richtung) befähigen, ohne Auf­
nahmeprüfung in den 'I. Jahrgang einer berufsbildenden höheren 
Schule (technische oder gewerbliche Fachrichtung; allenfalls auch 
Handelsakademie, wirtschaftliche Frauenberufe) - bei der Normalform 
könnte überlegt werden, ob nicht der 11. Jahrgang in Frage käme -
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dh. also entweder in die Normalform, in die Schule für Berufs­
tätige oder in den Aufbaulehrgang, einzutreten. 

Sowohl die erfolgreiche Abso1vierung des Überleitungslehr­
gangs als auch des Vorbereitungslehrgangs soll die Aufnahms­
prüfung ersetzen. 

Im einzelnen wird somit folgendes hinsichtlich der "Über­
leitungslehrgänge" und "Vorbereitungslehrgänge" vorgeschlagen: 

a) Im § 59 Abs. 1. SchOG sollte unter Z 2 (weiters im § 61 
Abs. 1 unter 1it.d und - nach ho. Meinung - auch im § 62a Abs. 1 
als neue 1it.c) der Überleitungslehrgang in das Regelschulwesen 
übernommen werden. Hiebei wäre - wie dies bereits teilweise an­
läßlich der Arbeiten zur 5. SchOG- Nove11e vom Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie vorgeschlagen wurde - auf fol­
gendes Bedacht zu nehmen: Der Schul versuch hat eindeutig gezeigt, 
daß der Beginn dieses Lehrganges erst nach erfolgreich abgelegter 
Lehrabschlußprüfung nicht attraktiv genug ist. Es wird daher dafür 
eingetreten, daß Lehrlinge bereits während der Lehrzeit und zwar 
frühestens nach erfolgreicher Abso1vierung des zweiten Lehrjahres 
den Überleitungslehrgang antreten können. Im Hinblick auf die 
unterschiedlichen in der Lehrberufsliste festgelegten Lehrzeiten 
wären die Einzelheiten (z.B. wann der Lehrgang im Hinblick auf 
die Dauer und den Ausbildungsinhalt der facheinschlägigen Lehr­
berufe begonnen werden kann, da dies bei 3 jährigen Lehrberufen 
wohl früher sein kann als bei 3 1/2jährigen Lehrberufen) durch 
gemeinsame Verordnung des Bundesministers für Unterricht, Kunst 
und Sport und Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie 
festzulegen. Abso1vierungsvoraussetzung des Überleitungslehrganges 
sollte jedenfalls die ,erfolgreich abgelegte Lehrabschlußprüfung in 
einem facheinschlägigen Lehrberuf sein, da die Ausbildungsinhalte 
der Lehre und des Überleitungslehrganges einander zu ergänzen haben. 
Weiters müßte der Überleitungslehrgang zumindest in wesentlichen 
Teilen in der Form des Fernunterrichts angeboten werden, damit eine 
genügend große Attraktivität gegeben ist (Einsparung von Fahrzei­
ten!) . Das heißt, daß diese Lehrgänge - wohl auch der Vorbereitungs­
lehrgang (siehe weiter unten) - auch in der Form des Fernunterrichts 
neben der Möglichkeit als Schulen für Berufstätige (Abendschule) zu 
führen wären. Schließlich wäre als Lehrgangsdauer eine Zeit von 
2 bis 3 Semestern vorzusehen. Eine Dauer von nur einem Semester 
ist unrealistisch und wird daher abgelehnt. 

27/SN-213/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 17

www.parlament.gv.at



- 6 -

FUr § 59 Abs. 1 Z 2 wird daher folgender Text vorgeschlagen: 
" 2. ÜberJeitungs1ehrgänge, die zwei bis drei Semester umfas­

sen, zur Vorbereitu�g zum Eint��tt in den 111. Jahrgang einer höhe­
ren technischen oder gewerblichen Lehranstalt, in einen Aufbaulehr­
gang oder in den 11. Jahrgang einer höheren technischen oder ge­
werblichen Lehranstalt fUr Berufstätige jeweils entsprechender 
Fachrichtung ohne AufnahmsprUfung für Personen, die die achte 
Schul stufe erfolgreich abgeschlossen und - sofern es sich um Lehr­
linge handelt - zumindest das zweite Lehrjahr in einem der Fach­
richtung, entspreche�den Lehrberuf erfolgreich (z.B. Teilprüfungen 
gemäß § 8 Abs. 6 des Berufsausbildungsgesetzes, erfolgreicher 
Abschluß der Berursschu1k1asse) zurückgelegt haben. Voraussetzung 
fUr die erfolgreiche Abso1vierung des Über1eitungs1ehrg�ngs ist 
jedenfalls die erfolgreich abgelegte Lehrabschlußprüfung in einem 
der Fachrichtung entsprechenden Lehrberuf. § 55 Abs. 2 ist anzu­
wenden. Der Bundesmini'ster für Unterricht, Kunst und Sport und der 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie haben durch ge­
meinsame Verordnung festzulegen, welche Lehrberufe der Fachrichtung 
der einzelnen Uber1eitungs1ehrgänge entsprechen, weiters - unter 
Bedachtnahme auf den Ausbildungsinhalt und die Dauer der Lehrzeit 
dieser Lehrberufe - die Dauer der Uber1eitungs1ehrgänge und wann 
diese frUhestens während der Lehrzeit angetreten werden können. 
Die Uber1eitungs1ehrgänge können auch als Schulen für Berufstätige 
und auch in der Form de.s Fernunterri chts geführt werden. 11 

b) Im § 59 Abs� 1 SchOG sollte unter einer eigenen Z 3 (allen­
falls auch im § 61 Abs. 1 unter einer neuen 1it.e und im § 62a Abs. 

1 unter einer neuen 1it.d) der Vorbereitungslehrgang - aufbauend auf 
den Erkenntnissen des II Vorbereitungs1ehrgangs gemäß § 73  Abs. 5 SchOG" 

geregelt werden. Auch diese Lehrgänge wären, um ihre Attraktivität 
zu heben, zumindest zum Teil in der Form des Fernunterrichts anzu­
bieten. Hinsichtlich der Dauer wird die Meinung vertreten, daß 
realistischerweise drei oder vier Semester vorzusehen sind, da die 
im Vergleich zum Uberleitungs1ehrgang notwendige zusätzliche 
Praxis eine Ausweitung nicht nur in Richtung der Wochenstunden 
sondern auch der Semester bedingt, dies insbesondere unter der Be­

rücksichtigung, daß auch dieser Lehrgang wohl hauptsächlich als 
Form für Berufstätige und im Fernunterricht anzubieten sein wird. 
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Es wird daher als neue Z 3 im § 59 Abs. 1 folgendes 
I 

vorgeschlagen: 

"3. Vorbereitungs'lehrgänge, die drei oder vier Semester 

umfassen, zur Vorbereitung zum Eintritt in den I. (allen­

falls II.!) Jahrgang einer höheren technischen oder gewerb­

lichen Lehranstalt, in einen Aufbaulehrgang oder in den 

I. Jahrgang einer höheren technischen oder gewerblichen 

Lehranstalt für Berufstätige jeweils entsprechender Fach­

richtung ohne Aufnahmsprüfung für Personen, die die achte 

Schulstufe erfolgr�ich abgeschlossen und keine Lehrabschluß­

prüfung in einem der Fachrichtung entsprechenden Lehrberuf 

erfolgreich abgelegt oder keine einschlägige Fachschule er­

folgreich abges chlossen haben. Die Vorbereitungslehrgänge 

können auch als Schulen für Berufstätige und auch in der Form 

des Fernunterrichts geführt werden. 

3.3. Zu § 59 Abs. 2 und § 73 Abs. 1 lit. a: 

Zur Anführung der Werkmeisterschulen in diesen beiden 

Bestimmungen wird bemerkt. 

Nach ho. Meinung ist die Anführung gerade der Werkmei­

sterschulen nicht zweckmäßig und sollte daher jedenfalls 

unterbleiben. Wie bereits oben ausgeführt, ist Antrittsvoraus­

setzung für diese Sonderformen'nach dem derieitigen Wortlaut 

eine "abgeschlos sene Berufsausbildung". Dieser mißverständ­

liche Begriff s oll nach ho. Vorschlag in "Lehrabschlußprüfung 

in einem der Fachrichtung entsprechenden Lehrberuf" abgeändert 

werden. Gerade die Anführung der Werkmeisterschulen im vor­

liegenden Zusammenhang erhellt die Notwendigkeit dieser neuen 

Formulierung im § 59 Abs. 1 Z 1 lit. a), b) und d) SchOG. In 

den § §  59 Abs. 2 und 73 Abs. 1 lit. a ist ohnedies jeweils 

der Passus "Lehrabschlußprüfung in einem - richtigerweise zu 

ergänzen "der Fachrichtung" - entsprechenden Lehrberuf" ent­

halten, was gleichzeitig Antrittsvoraussetzung der Werk­

meisterschule sein soll, Die Anführung der "Werkmeis terschulen" 
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ist daher nicht nur überflüssig, sondern verwirrend. 

3.4 . Zu § 59 Abs. 2 - Lehrpläne: 

Bezüglich der Lehrpläne für die "Uberleitungslehrgänge" 

i.S. der Vorschläge unter Punkt 3.2. besteht das BUndes­

ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie nachdrücklich 

darauf, daß sie vom Bundesminister für Unterricht, Kunst 

und Sport im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Handel, 

Gewerbe und Industrie zu erlassen sind. Zielgruppe der Uber­

leitungslehrgänge sin� die Lehrlinge, die damit zu den be­

rufsbildenden höheren Schulen übergeleitet werden sollen. Bei 

der Lehrplangestaltung ist daher darauf Rücksicht zu nehmen, 

welche Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen der betrieblichen 

Ausbildung (laut Berufsbild und daneben auch im Berufsschul­

unterricht) vermittelt werden, dh. die Ausbildung im Rahmen 

des Uberleitungslehrgangs hat auf die duale Ausbildung abzu­

stellen und sie zu ergänzen. 

Abs.2 müsste daher wie folgt lauten: 

" (2) Für die Lehrpläne der im Abs.1 genannten Sonder for men 

sind die Bestimmungen des § 58 Abs.4 nach den Erfordernissen 

der betreffenden Ausbildung sinngemäß anzuwenden. Die Lehr­

pläne der Uberleitungslehrgänge sind im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie zu erlassen. 

Die Lehrpläne der Vorbereitungs lehrgänge haben im Vergleich 

zu den Lehrplänen der Uberleitungslehrgänge jedenfalls einen 

zusätzlichen praktischen Unterricht vorzusehen." 

4 .  Zu Art.I Z 5 (§ 61 Abs.1): 

Hinsichtlich der Vorbereitung zum Eintritt in die Handels­

akademie, in den Aufbaulehrgang kaufmännischer Art und in die 

Handelsakademie für Berufstätige gelten die Ausführungen zu 

§ 59 Abs.1 Z 2 unter Punkt 3.2. sinngemäß. 

Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

vertritt die Auffassung, daß auch in diesem Bereich jedenfalls 

Uberleitungslehrgänge im Sinne dieser Ausführungen unbedingt 
, , 
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erforderlich sind. 

Von einer Wiederholung der Argumente kann daher abgesehen 

werden. 

In Anlehnung an die Vorschläge zu § 59 Abs.1 Z 2 sollte 

daher die lit.d etwa wie folgt lauten: 

"d) Überleitungsl,ehrgänge, die zwei oder drei Semester 

umfassen, zur Vorbereitung zum Eintritt in den 111. Jahr-

gang einer Handelsakademie, in einen Aufbaulehrgang kauf­

männischer Art oder in den 11. Jahrgang einer Handelsakademie 

für Berufstätige ohne Aufnahmsprüfung für Personen, die die 

achte Schulstufe erfolgreich abgeschlossen und - soferne es 

sich um Lehrlinge handelt - zumindest das zweite Lehrjahr 

in einem kaufmännisc�en Lehrberuf erfolgreich zurückgelegt 

haben; Voraussetzung für die erfolgreiche Absolvierung des 

Überleitungslehrganges ist jedenfalls die erfolgreich abge­

legte Lehrabschlußprüfung in einem der Fachrichtung entsprechen­

den Lehrberuf. § 55 Abs. 2 ist anzuwenden. Der Bundesminister 

für Unterricht, Kunst und Sport und der Bundesminister für 

Handel, Gewerbe und Industrie haben durch gemeinsame Verord­

nung festzulegen, welche Lehrberufe der Fachrichtung der 

kaufmännischen Überleitungslehrgänge entsprechen, weiters _ 

unter Bedachtnahme auf den Ausbildungsinhalt und die Dauer 

der Lehrzeit dieser Lehrberufe - die Dauer der Überleitungs­

lehrgänge und wann diese frühestens während der Lehrzeit an­

getreten werden können. Die Überleitungslehrgänge können 

auch als Schulen für Berufstätige und auch in der Form des 

Fernunterrichts geführt werden. Für die Lehrpläne sind die 

Bestimmungen des § 60 Abs.2 nach den Erfordernissen der be­

treffenden Ausbildung sinngemäß anzuwenden. Sie sind im Ein­

vernehmen mit dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­

dustrie zu erlassen." 
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Es bleibt der do. Beurteilung überlassen, ob es zweckmäßig 

erscheint, neben den Uberleitungslehrgängen noch Vorberei­

tungslehrgänge im Sinne der ho. Ausführungen unter Pkt. 

3.2. lit.b) für Personen ohne kaufmännische Vorbildung ein­

zurichten. Solche "Vorbereitungslehrgänge kaufmännischer 

Richtung" sollten dann gegebenenfalls unter einer neuen 

lit.e) geregelt werden. 

5. Zum Bereich der'Fachschule für wirtschaftliche Frauen­

berufe und ihrer Sonder formen ( § §  62 und 62a SchOG): 

Dieser Bereich wird durch den vorliegenden Gesetzentwurf 

nicht erfasst. Es bedürfte einer eindeutigen Bsgründung, 

warum Uberleitungs- und Vorbereitungslehrgänge im Bereich 

der Fachschule für wirtschaftliche Frauenberufe für nicht 

notwendig erachtet werden. Nach dem vorliegenden Entwurf 

besteht keine Möglichkeit, daß Personen, die einschlägige 

Lehrberufe erfolgreich absolviert haben (etwa Kellner, Koch, 

Damenkleidermacher, etc.) im Wege eines Uberleitungslehr­

gangs jeweils ohne Aufnahmsprüfung in den 111. Jahrgang der 

HL für wirtschaftliche Frauenberufe in den 11. Jahrgang der 

HL für wirtschaftliche Frauenberufe für Berufstätige oder 

in den Aufbaulehrgang für wirtschaftliche Frauenberufe ge­

langen. Es ist zwar richtig, daß diese Einrichtung in Form 

eines Schulversuches nicht erprobt worden ist, das Argument, 

daß das Bildungsziel dieser höheren Schulen schwer von 

einem einschlägigen Lehrberuf aus erreicht werden kann, 

erscheint jedoch nicht einsichtig. Gerade der Uberleitungs­

lehrgang sollte ja bezwecken, in Ergänzung zu einer ein­

schlägigen Lehre diese fehlenden Ausbildungsinhalte zu ver­

mitteln. Es wäre daher durchaus denkbar, daß eine Form des 

Uberleitungslehrgangs mehr die fehlenden kaufmännischen 

Inhalte vermittelt, eine andere Form mehr die gastronomi­

schen Inhalte. Insbesbndere auch im Hinblick auf eine bessere 

regionale Versorgung würde die Einrichtung eines Uberleitungs­

lehrgangs auch in diesem Bereich von ho. befürwortet werden, 

zumal es nicht einsichtig ist, warum gerade in diesem Bereich 
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eine Durchstiegsmöglichkeit wegen des Mangels an einem Über­

leitungslehrgang entfallen soll. Absolventen eines derartigen 

Überleitungslehrgangs (der nach ho. Meinung in Anlehnung an 

die Überleitungslehrgänge im technischen und gewerblichen 

sowie im kaufmännischen Bereich zu gestalten wäre) sollten 

auch berechtigt sein, in facheinschlägige andere höhere 

Schulen eintreten zu können. 

6. Zu Art. I Z 6 ( §  68): 

In dieser Bestimmung müsste festgelegt werden, daß die 

Aufnahmsprüfung auch für Absolventen des Überleitungslehr­

gangs und des Vorbereitungslehrgangs entfällt. Daher ent­

fällt die Aufnahmsprüfung grundsätzlich nicht nur bei den 

Sonder formen (soferne nichts anderes bestimmt ist), sondern 

jedenfalls nach erfolgreicher Absolvierung des Überleitungs­

lehrgangs oder des Vorbereitungslehrgangs, und zwar auch 

bei der Normalform. In Ergänzung des zweiten Satzes der vor­

geschlagenen Bestimmung wäre daher etwa folgendes einzufügen: 

" .... nichts anderes bestimmt ist, sowie für Personen, die 

einen der Fachrichtung entsprechenden Überleitungslehrgang 

oder Vorbereitungslehrgang erfolgreich abgeschlossen haben. 

Personen, die einen der Fachrichtung entsprechenden Überlei­

tungslehrgang erfolgreich abgeschlossen haben, sind zum Ein­

tritt in den 111. Jahrgang, Personen, die einen der Fach­

richtung entsprechenden Vorbereitungslehrgang erfolgreich 

abgeschlossen haben, zum Eintritt in den I. (allenfalls 

II.!) Jahrgang einer berufsbildenden höh�ren Schule (§ 67 

lit.a) bis cl, - beim Vorbereitungslehrgang allenfalls nur 

lit.a) - )  berechtigt." 

7. Zu Art. I Z 7 ( §  73 Abs.1 ): 

7.1 Zu lit.a) (HTL für Berufstätige): 

Gerade bei dieser Bestimmung sticht die Problematik der 

Verschmelzung des Schul versuchs "Überleitungslehrgang" und 
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de s "Vorbe re itungslehrgangs ge mäß § 73 Abs.5 SchOG" be sonde rs 

ins Auge . Nur die Pe rsone n, die eine n de r Fachrichtung e nt­

spre che nde n Übe rle itungsle hrgang im Sinne de r Ausführunge n 

unte r Pkt. 3.2. lit.a (dzt. Vorbe re itungsle higang ohne zu­

sätzliche n praktische n Unterricht) e rfolgreich abge schlosse n 

habe n, sind nach ho. Me inung be fähigt und dahe r be re chtigt, 

direkt in de n 11. Jahrgang übe rzuwe chse ln. Pe rsone n, die 

eine de r Fachrichtung e ntspre che nde n Vorbe re itungsle hrgang 

(ne ue Form mit zusätzlichem praktische n Unte rricht) e rfolg­

re ich abge schlosse n habe n, könnte n le diglich in de n I. Jahr­

gang e intre te n und zwar ohne Aufnahmsprüfung. Ein Übe rwe chse ln 

in de n 11. Jahrgang kommt nach ho. Me inung für diesen Pe rsonen­

kre is we ge n de s Mange ls an Erfahrung und Praxis auf Grund einer 

abge schlosse ne n e inschlägige n Le hre nicht in Frage . Die s würde 

übe rdie s unange brachte Konse que nze n hinsichtlich de r Führung 

de s I. Jahrgangs mit sich bringe n. De r zwe ite Satz müsste 

de mnach e twa durch folge nde Formulie rung e rsetzt werden: 

"Vorausse tzung für die Aufnahme ist fe rne r die e rfolgre ich 

abge le gte Le hrabschlußprüfung in e ine m de r Fachrichtung e nt­

spre che nde n Le hrbe ruf ode r de r e rfolgre iche Abschluß e ine r 

e inschlägige n Fachschule und die e rfolgre iche Ablegung e ine r 

Aufnahmsprüfung. Die Aufnahmsprüfung e ntfällt für Persone n, 

die e ine n de r Fachrichtung e ntspre che nde n Überleitungsle hr­

gang (§ 59 Abs. 1 Z 2) ode r Vorbere itungs le hrgang (§ 59 

Abs. 1 Z 3) e rfolgre ich abge schlosse n habe n. Pe rsone n, die 

e ine n de r Fachrichtung e ntspre che nde n Übe rle itungslehrgang 

e rfolgre ich abge schlosse n habe n, sind zum Eintritt in de n 

I I. Jahr ga n g b e rech t i g t . " 

7.2. Zu lit.b) (Aufbaulehrgänge ): 

Im Hinblick auf die von ho. ve rtre te ne Diffe re nzie rung 

in Übe rle itungsle hrgang und Vorbe re itungsle hrgang wäre nach 

de m Wort "Fachschule " statt "ode r e ine n Vorbe re itungslehr­

gang" gle iche r ode r ve rwandter Fachrichtung e inzufüge n: ", 

einen de r Fachrichtung entspre che nde n Übe rle itungsle hrgang 
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( §  59 Abs.1 Z 2) ode r Vorbe re itungsle hrgang (§ 59 Abs. 1 

Z 3)". 

7.3. Zu lit.c) (Kollegs): 

Die Worte "be rufsbilde nde n höhere n Schule ande re r Art 

ode r e ine r sonstige n" könnten da unnötig, e ntfalle n. 

8. Zu Art. I Z � ( §  75 Abs.1) : 

8.1. Zu lit.a) (HAK für Be rufstätige ) :  

Durch e ine Anfügung müsste klarge ste llt werde n, daß e r­

folgre iche Absolve nte n e ine s kaufmännische n Obe rle itungs­

lehrgangs zum Eintritt in de n 11. Jahrgang be re chtigt sind. 

Es müßte dahe r folge nde r Satz angefügt we rde n: "Pe rsonen, 

die e ine n Übe rle itungsle hrgang kaufmännische r Richtung e r­

folgre ich abge schlosse n habe n, sind zum Eintritt in de n 11. 

Jahrgang be re chtigt." 

8.2. Zu lit.b) (Aufbaule hrgänge ) 

Im Hinblick auf die ho. Auffassung, daß im kaufmännische n 

Be re ich je de nfalls ein Übe rle itungsle hrgang zu führen wäre, 

de r von e ine m alle nfalls zusätzlich e inge richte te n Vorbe ­

re itungsle hrgang zu unte rsche ide n wäre , sollte n die Worte 

"ode r e ine n Vorbe re itungslehrgang kaufmännischer Richtung" 

durch die Wortfolge " ode r e ine n Überleitungsle hrgang kauf­

männische r Richtung ( §  61 Abs. 1 lit.d) " e rse tzt werde n. 

Ge ge be ne nfalls wäre zusätzlich der Vorbe re itungslehrgang 

kaufmännische r Richtung in die se r Be stimmung anzuführe n 

und dazu auf § 6 1  Abs. 1 lit.e ) zu ve rwe ise n.· 

In die se m Be re ich e rübrigt sich nach ho .. Me inung die 

Führung e ine s Aufbaule hrgangs für Be rufstätige . Dieser Auf­

baule hrgang müßte nach ho. Ansicht jede nfalls (und nicht e r­

forde rliche nfalls) um e in Jahr ve rlänge rt werde n und würde 

dahe r hinsichtlich de r Daue r de r HAK für Berufstätig� e nt­

spre che n und diese unnötige rwe ise konkurre nzie ren. Es be ste ht 
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daher für diese Form des Aufbaulehrgangs kein Erfordernis. 

Der letzte Satz sollte gestrichen werden. 

8.3. Zu lit. c) (Kollegs): 

Hier k6nnte die Wortfolge "berufsbildenden h6heren Schule 

anderer Art oder einer sonstigen", da unnötig, entfallen. 

9. Zu Art. I Z 10 (§ 77): 

Nach ho. Meinung sollten auch in diesem Bereich über­

leitungs lehrgänge und allenfalls Vorbereitungslehrgänge ange­

boten werden. Dementsprechend müsste diese Bestimmung sinn­

gemäß zu der des § 73 Abs. 1 und des § 75 Abs. 1 gestaltet 

werden. 

9. 1. Zu Abs. 1 lit. a) (HL für wirtschaftliche Frauenbe­

rufe für Berufstätige): 

Der letzte Satz k6nnte etwa folgendermaßen lauten: 

"Voraussetzung für die Aufnahme in den I. Jahrg�ng ist ferner 

eine mindestens zweijährige facheinschlägige praktische Tätig­

keit (einschließlich der Tätigkeit im eigenen Haushalt), 

für die Aufnahme in den 11. Jahrgang die erfolgreiche Ab­

solvierung eines Überleitungslehrgangs für wirtschaftliche 

Frauenberufe. " 

9. 1. lit. b) (Aufbaulehrgang): 

Nach den Worten "dreijährige Fachschule für wirtschaft­

liche Frauenberufe" müssten die Worte "oder einen Überlei­

tungslehrgang (allenfalls auch zusätzlich: oder einen Vor­

bereitungslehrgang) für wirtschaftliche Frauenberufe" einge­

fügt werden. 

Auch hier erübrigt sich die Führung eines Aufbaulehrgangs 

für Berufstätige. Auf Grund der Tatsache, daß ein solcher 

Aufbaulehrgang jedenfalls um ein Jahr zu verlängern wäre, ge­

nügt die Führung der HL für Berufstätige. 
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9. 3. lit. c) (Kollegs): 

Auch hie� könnte die Wortfolge "berufsbildenden höheren 

Schule anderer Art oder einer sonstigen", da unnötig, ent­

fallen. 

10. Zu Art. 11 und 111: 

Hiezu wird im Einzelnen nicht Stellung genommen, die von 

ho. beantragten Änderungen ergeben sich aus der Stellungnahme 

zu Art. I. 

11. Außerhalb des Begutachtungsverfahrens zum Gesetzentwurf: 

In den nächsten Jahren ist auch für österreich, wie bereits 

derzeit in der BRD, eine Entwicklung abzusehen, daß neben 

Studienabbrechern, denen bereits derzeit in verstärktem Aus­

maß die Möglichkeit zur Erlernung eines Lehrberufs angeboten 

wird, auch Maturanten der allgemein-bildenden höheren Schulen 

und allenfalls auch der HAK eine zusätzliche Ausbildung in 

einem Lehrberuf anstreben werden. Es erscheint daher dringend 

erforderlich, daß in nächster Zeit Erfahrungen gewonnen werden, 

inwieweit den Schülern der AHS und auch der HAK zusätzlich 

Kenntnisse vermittelt werden können, die sie befähigen, nach 

Absolvierung der Schulen mit Erleichterung in ein Lehrver­

hältnis einzutreten. Auf Grund der Verordnung gemäß § 28 

des Berufsausbildungsgesetzes BGBI.Nr. 356/1985, erhalten 

AHS-Absolventen teilweise, HAK-Absolventen umfassend Lehrab­

schlußprüfungs- und Lehrzeitersätze in kaufmännischen Lehr­

berufen. 

Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

tritt daher dafür ein, im Rahmen der 9.SchOG-Novelle einen 

Schul versuch im Bereich der AHS und allenfalls auch der HAK 

einzurichten, der auch eine Ausbildung in einem Lehrberuf 

anbietet (etwa Kellner, Koch, Tischler, Schlosser, Hafner', 

Mechaniker, Radio- und. Fernsehmechaniker, Elektromechaniker 

für Schwachstrom). Dies würde die Möglichkeit eröffnen, daß 
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für diese Schul typen weitere Lehrzeitersätze - ein zusätz­

licher Lehrabschlußprüfungsersatz käme wohl nur bei einer 

verlängerten Schulzeit in Frage - festgelegt werden könnten. 

Auf das Werkschulheim Felbertal und das Gewerbegymnasium 

Radkersburg wird verwiesen. Für die Absolventen würde sich 

dadurch neben einer Förderung einer realistischen Ein­

schätzung des Berufslebens ein Grundwissen in einem hand­

werklichen Lehrberuf ergeben. 

Es schiene daher zweckmäßig, im Rahmen der 9.SchOG-Novelle 

entsprechende Vorkehrungen zu treffen, damit zumindest in 

jedem Bundesland ein derartiger Schul versuch eingerichtet 

werden kann. Von besonderer Bedeutung wäre ein derartiger 

Schul versuch vor allem im Bundesland Wien, wo die Konzen­

tration weiterführender Schulen bekanntlich im besonderen Aus­

maß gegeben ist. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden u.e. dem 

Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung 

Wien, am 19. Februar 1986 

Für den Bundesminister: 

S c h w a r  z 
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